
Wie beschneidet die Monopolbourgeoisie 
der BRD die Rechte der Werktätigen?

• Direkter Abbau von sozialen Errungenschaften
• Drastische Beschränkung des Streikrechts
• Ausbeutungsmechanismen rigoros perfektioniert

Im Ruhrgebiet stehen die Zei
chen auf Sturm. Zehntausende 
Arbeitsplätze sind in Gefahr, sol
len der rigorosen Profitpolitik der 
Stahlbosse und Kohlebarone 
zum Opfer fallen. Doch die Stahl
kocher kämpfen um ihr Men
schenrecht auf Arbeit, an ihrer 
Seite Hunderttausende Metaller, 
Kohlekumpel, Bauern, Handwer
ker, Kommunalpolitiker, Frauen, 
Studenten, Schüler, Pfarrer. 
Allein in Duisburg-Rheinhausen 
sollen 5300 Arbeitsplätze „abge
baut" werden, wie es verniedli
chend im Jargon der Unterneh
mer und ihrer Medien-Marionet- 
ten tönt. Im Klartext heißt das: 
5300 Stahlarbeiter fliegen auf die 
Straße, müssen sich einreihen in 
die Schlange der 32 000, die al
lein in Rheinhausen ohne Arbeit 
sind. Jeder vierte der Betroffe
nen ist jünger als 25 Jahre. Im ge
samten Ruhrgebiet haben heute 
bereits 400 000 Werktätige kei
nen festen Arbeitsplatz, in der 
BRD sind über 4 Millionen von 
der Geißel Arbeitslosigkeit er
faßt, täglich kommen Tausende 
hinzu.
„Das erste und wichtigste Men
schenrecht, das Recht auf Arbeit, 
existiert in der BRD nicht einmal 
auf dem Papier", sagte ein Ge
werkschafter an der Ruhr und be
gründete: „Profit ist das Maß al
ler Dinge in diesem Staat. Uns 
will man mit einem Federstrich 
erledigen, plattwalzen." Der Vor
sitzende der IG Metall in der

BRD, Franz Steinkühler, nannte 
die Urheber der sozialen Misere 
beim Namen, klagte sie an: „Das 
ist ein Regime der Reichen, eine 
Regierung der Einflußreichen. 
Das ist nicht unsere Regierung." 
Doch nicht nur im „Pott" werden 
die Menschenrechte durch die 
Herrschenden plattgewalzt. Be
reits Mitte der 70er Jahre und 
verstärkt im gegenwärtigen Jahr
zehnt begann in der gesamten 
kapitalistischen Welt ein General
angriff gegen die sozialen und 
demokratischen Rechte der 
Werktätigen, gegen die Gesamt
heit ihrer Existenzbedingungen. 
So auch in der BRD. Im Bericht 
des Generalsekretärs des ZK der 
KPdSU, Michail Gorbatschow, 
auf dem XXVII. Parteitag heißt es 
dazu: „Kennzeichnend ... ist eine 
besonders massive und erbitterte 
Offensive der Monopole auf die 
Rechte der Werktätigen. Das 
ganze Arsenal der vom Kapitalis
mus angehäuften Mittel kommt 
dabei zur Anwendung. Die Ge
werkschaften werden gehetzt 
und wirtschaftlich erpreßt. Arbei
terfeindliche Gesetze werden 
verabschiedet."
Was sind die Ursachen dafür? 
Der Kapitalismus hat sich noch 
nie durch Menschenfreundlich
keit ausgezeichnet. Im Gegenteil, 
seit seiner Herausbildung hat 
stets eine Minderheit auf Grund 
ihres Besitzes von Produktions
mitteln die Mehrheit unterdrückt 
und ausgebeutet. Dennoch prak

tizierte das Kapital bis in die 70er 
Jahre hinein eine Regulierung 
der Klassenbeziehungen, bei der 
soziale Zugeständnisse - im har
ten Klassenkampf errungen - 
eine nicht unerhebliche Rolle 
spielten.
Ende der 70er Jahre ist die Mono
polbourgeoisie übergegangen zu 
einer Strategie, in der die Gewalt 
vorherrscht. Das liegt begründet 
in dem tiefen qualitativen Ein
schnitt in die inneren und äuße
ren Existenzbedingungen des Im
perialismus in dieser Zeit.
Die Vertiefung der allgemeinen 
Krise des Kapitalismus, verbun
den vor allem mit der Schwä
chung seiner internationalen Po
sitionen, die Vielzahl ökonomi
scher Krisenprozesse - eines der 
markantesten Beispiele dafür ist 
die katastrophale Lage in der 
Stahl- und Kohleindustrie - wie 
auch das Erstarken der Arbeiter
bewegung Ende der 60er, Anfang 
der 70er Jahre führten zu einer 
gravierenden Zunahme der öko
nomischen, sozialen und politi
schen Labilität des Kapitalismus. 
Ausdruck dessen sind Massenar
beitslosigkeit, eine neue Armut, 
wachsende Zahlen von Obdach
losen und Jugendlichen, die für 
ihre Zukunft keine Chance sehen 
und deshalb oft in die Scheinwelt 
der Drogen und des Alkohols 
flüchten.
Die wichtigsten Richtungen des 
Generalangriffs auf die von den 
Werktätigen erkämpften Errun
genschaften sind der direkte So
zialabbau, die Beschneidung der 
demokratischen Rechte der 
Werktätigen und ihrer Gewerk
schaften sowie die staatsmono
polistischen Flexibilisierungsstra
tegien.
Ziel dieser Politik ist es, nicht nur
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